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Sehr geehrter Herr Präsident!  

Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische Nr. 16917/J des 

Abg. Lindner betreffend Pensionsansprüche für Opfer homophober Strafgesetze wie 

folgt: 

Fragen 1 und 2: 

• Gibt es zwischen dem Bundesministerium für Justiz und Ihrem Ressort bereits 

Verhandlungen hinsichtlich der Forderung nach einer beitragsfreien Anrechnung 

erlittener Haftzeiten der Opfer homophober Strafgesetze auf die Pension? 

a. Wenn ja, in welchem Stadium sind diese Verhandlungen? 

b. Wenn nein, sind in Zukunft derartige Termine Verhandlungen geplant? 

• Gibt es in Ihrem Ressort bereits Vorarbeiten/Einschätzungen/Beurteilungen der 

Forderung nach einer beitragsfreien Anrechnung erlittener Haftzeiten der Opfer 

homophober Strafgesetze auf die Pension? 

a. Wenn ja, bitte fügen Sie diese Ihrer Anfragebeantwortung bei. 

b. Wenn nein, planen Sie derartige Vorarbeiten zukünftig in Auftrag zugeben? 

Vor dem Hintergrund der erst kürzlich unter Art. 7 des Budgetbegleitgesetzes 2024 

beschlossenen Aufhebung von Verurteilungen aufgrund homophober Strafgesetzgebung 
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bin ich bestrebt, zeitnah Gespräche sowie entsprechende Vorarbeiten in die Wege zu 

leiten, um die Rehabilitation der betroffenen Personengruppen auch in meinem 

Zuständigkeitsbereich voranzubringen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Johannes Rauch 

2 von 2 16377/AB XXVII. GP - Anfragebeantwortung

www.parlament.gv.at




		2024-01-18T07:51:24+0100
	Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2024-01-18T07:55:05+0100
	Parlamentsdirektion




